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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Sicherung des 
Unterhalts für Angehörige der zum Wehrdienst 
einberuf enen Wehrpflichtigen 
(Unterhaltssicherungsgesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußifassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind die Bundesminister des Innern und für Vertei- 


Der Bundesrat hat in iseiner 170. Sitzung am 25. Januar 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Entwurf 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im übrigen hat 
der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoiben. 
Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h, c. Blüdier 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Grundsätze 

§ 1 

Sicherung des Unterhalts 

(1) Die Familienangehörigen der zur Er- 
füllung des Grundwehrdienstes oder zu Wehr- 
übungen einberufenen Wehrpflichtigen erhal- 
ten Leistungen zur Sicherung ihres Lebens- 
bedarfs (Unterhaltssicherung) nach Maßgabe 
dieses Gesetzes. Das gilt auch für Familien- 
angehörige von Wehrpflichtigen, die ihre 
Wehrpflicht auf Grund freiwilliger Verpflich- 
tung erfüllen. 

(2) Ein Anspruch auf Unterhaltssicherung 
nach diesem Gesetz besteht nicht, wenn der 
Wehrpflichtige Dienstbezüge als Berufssoldat 
oder Soldat auf Zeit erhalt. 

§ 2 

Familienangehörige 

(1) Familienangehörige des Wehrpflichti- 
gen im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. die Ehefrau, 

2. die ehelichen und für ehelich erklärten 
Kinder, 

3. die an Kindes Statt angenommenen 
Kinder, 

4. Stiefkinder, 

5. die unehelichen Kinder des Wehrpflich- 
tigen, wenn seine Verpflichtung zur Un- 
terhaltsgewährung feststeht, 

6. die Ehefrau, deren Ehe geschieden, für 
nichtig erklärt oder aufgehoben ist, 

7. Verwandte der aufsteigenden Linie, 

8. Enkel, 

9. Adoptiveltern, 

10. Stiefeltern und Pflegeeltern, 

1 1 . Pflegekinder, 

12. elternlose Geschwister des Wehrpflichtigen. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 genannten 
Personen gehören zu den Familienangehörigen 
im engeren Sinne, die übrigen Personen zu 
den sonstigen Familienangehörigen. 


§ 3 

Anspruchsvoraussetzungen 

Familienangehörige nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 und 5 bis 9 haben Anspruch auf Leistun- 
gen zur Unterhaltssicherung, wenn sie nach 
bürgerlichem Recht unterhaltsberechtigt sind, 
die übrigen Familienangehörigen, wenn sie 
von dem Wehrpflichtigen ganz oder über- 
wiegend unterhalten werden (Anspruchsbe- 
rechtigte). 

§ 4 

Anspruch des Wehrpflichtigen 

Der Wehrpflichtige hat Anspruch auf Lei- 
stungen nach § 8. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Art und Maß der Leistungen zur Unter- 
haltssicherung 

§ 5 

Leistungsarten 

Als Leistungen zur Unterhaltssicherung 
werden gewährt 

1. allgemeine Leistungen (Tabellensatz, § 6), 

2. Einzelleistungen (§ 7), 

3. Sonderleistungen (§ 8). 

§ 6 

Allgemeine Leistungen 

(1) Die Familienangehörigen im engeren 
Sinne erhalten allgemeine Leistungen zur Un- 
terhaltssicherung nach der Tabelle (Anlage zu 
diesem Gesetz). 

(2) Alleinstehende Familienangehörige im 
engeren Sinne erhalten den Tabellensatz L 
Die Familienangehörigen im engeren Sinne 
erhalten den Tabellensatz II, wenn neben 
einem Familienangehörigen im engeren Sinne 
bis zu zwei anspruchsberechtigte Familien- 
angehörige vorhanden sind; sie erhalten den 
Tabellensatz III, wenn eine darüber hinaus- 
gehende Zahl anspruchsberechtigter Familien- 
angehöriger vorhanden ist. 

(3) Mit dem Tabellensatz II oder III wer- 
den die Ansprüche sämtlicher Familienange- 
höriger abgegolten, soweit nicht Ansprüche 
nach §§ 7 und 8 gegeben sind. 


4 



S 7 

Einzelleistungen 

(1) Sonstige Familienangehörige erhalten 
Einzelleistungen, wenn ihr Anspruch nicht 
nach § 6 Abs. 3 durch den Tabellensatz ab- 
gegolten ist. Die Einzelleistungen bemessen 
sich nach den Unterhaltsleistungen, die der 
Wehrpflichtige bis zu seiner Einberufung ge- 
währt hat oder zu deren Gewährung er ver- 
pflichtet ist. 

(2) Die Einzelleistungen dürfen, auch bei 
Vorhandensein mehrerer Anspruchsberechtig- 
ter, die Hälfte des Tabellensatzes I nicht über- 
schreiten. Reicht dieser Betrag zur vollen Be- 
friedigung der Ansprüche nidit aus, so sind 
die Leistungen verhältnismäßig zu kürzen. 

S 8 

Sonderleistungen 

(1) Die anspruchsberechtigten Familien- 
angehörigen im engeren Sinne und der Wehr- 
pflichtige erhalten Sonderleistungen. Die Son- 
derleistungen werden neben den allgemeinen 
Leistungen nach § 6 gewährt. 

(2) Als Sonderleistungen werden gewährt 

1. Krankenhilfe und Hilfe an Schwangere 
und Wöchnerinnen, wenn sie nicht nach den 
Vorschriften der Sozialversicherung oder 
anderen gesetzlichen Vorschriften gewährt 
werden oder soweit die Kosten nicht von 
einer privaten Krankenversicherung ersetzt 
werden; die Hilfe soll sicherstellen, was 
den Familienangehörigen eines Versicherten 
nach den Vorschriften der Sozialversiche- 
rung zusteht; 

2. für nicht Sozialversicherungspflichtige die 
Beiträge zur privaten Krankenversicherung, 
sofern diese Versicherung sechs Monate un- 
mittelbar vor der Einberufung bestand; 

3. Mietbeihilfe zur Erhaltung der Wohnstätte 
eines Wehrpflichtigen, der nicht mit Fami- 
lienangehörigen im engeren Sinne in Haus- 
haltsgemeinschaft lebt und dem die Lösung 
des Mietverhältnisses nicht zugemutet wer- 
den kann; 

4. Beihilfen für den Wehrpflichtigen zur Ab- 
geltung von Verpflichtungen aus Lebens- 
versicherungsverträgen, Bauspar-, Heim- 
stätten-, Siedlungs- und steuerbegünstigten 
Kapitalansammlungsverträgen oder aus 
dem Bau von Eigenheimen, wenn diese 
Verpflichtungen bereits zwölf Monate vor 


der Einberufung bestanden und nicht aus 
dem Tabellensatz bestritten werden können; 

5. a) Aufwendungen für Ersatzkräfte oder 

Vertreter, die anstelle des Wehrpflich- 
tigen in seinem Gewerbebetrieb, Betrieb 
der Land- oder Forstwirtschaft oder im 
freien Beruf tätig werden, 

b) Aufwendungen für Miete der Berufs- 
stätte, 

c) sonstige unabwendbare Aufwendungen 
zur Sicherung der Fortführung des Ge- 
werbebetriebes oder des Betriebes der 
Land- oder Forstwirtschaft oder des 
freien Berufes, 

wenn diese Aufwendungen aus dem Ein- 
kommen des Wehrpflichtigen oder den Er- 
trägen des Gewerbebetriebes, des Betriebes 
der Land- oder Forstwirtschaft oder des 
freien Berufes nachweislich nicht gedeckt 
werden können; 

6. Ersatz der notwendigen Aufwendungen für 
die Bestattung von Familienangehörigen, 
soweit diese Aufwendungen nicht durch An- 
sprüche gegen Versicherungen oder ähnliche 
Einrichtungen gedeckt sind. 

S 9 

Antrag 

(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
werden auf Antrag gewährt. 

(2) Antragsberechtigt sind 

1. die anspruchsberechtigten Familienange- 
hörigen, 

2. der Wehrpflichtige. 

(3) Das Antragsrecht erlischt einen Monat 
nach Beendigung des Wehrdienstes. 

§ 10 

Empfangsberechtigte 

(1) Die Einzelleistungen sind an die An- 
spruchsberechtigten, die übrigen Leistungen 
zur Unterhaltssicherung an die Ehefrau oder, 
wenn eine anspruchsberechtigte Ehefrau nicht 
vorhanden ist oder von dem Wehrpflichtigen 
getrennt lebt, an die von dem Wehrpflichti- 
gen bestimmte Person auszuzahlen. 

(2) Hat der Wehrpflichtige sich gegenüber 
anspruchsberechtigten Familienangehörigen 
durch Vertrag zur Unterhaltszahlung ver- 
pflichtet oder seine Unterhaltspflicht an- 
erkannt oder liegt über seine Unterhaltspflicht 



ein vollstreckbarer Titel vor, so Ist dieser Un- 
terhaltsbetrag in den Fällen des § 6 Abs. 3 
vom Tabellensatz abzuziehen und an den 
Berechtigten oder diejenige Person, Anstalt 
oder Behörde auszuzahlen, in deren Obhut 
sich der Berechtigte befindet. § 7 Abs. 2 findet 
entsprechende Anwendung. 

§ 11 

Bemessungsgrundlage 

(1) Der Tabellensatz (§ 6) bemißt sich nach 
dem monatlichen Durchschnitt des Nettoein- 
kommens des Wehrpflichtigen Im letzten Jahr 
vor der Einberufung. Zeiten des Verdienst- 
ausfalls Infolge Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit 
und Krankheit sowie aus Gründen, denen der 
Wehrpflichtige sich nicht entziehen konnte, 
werden In die Jahresfrist nicht eingerechnet; 
die Jahresfrist erweitert sich entsprechend. 

(2) Nettoeinkommen Ist 

1. bei einem Wehrpflichtigen, der nicht zur 
Einkommensteuer zu veranlagen ist, der 
Arbeitslohn nach Abzug der zu entrichten- 
den Steuern vom Einkommen und der Ar- 
beitnehmeranteile zur gesetzlichen Sozial- 
versicherung sowie seine Einkünfte im 
Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 und 5 bis 7 
des Einkommensteuergesetzes, 

2. bei einem Wehrpflichtigen, der zur Einkom- 
mensteuer zu veranlagen ist, der Gesamt- 
betrag der von ihm erzielten Einkünfte, 
der sich aus dem letzten Einkommensteuer- 
bescheid nach Abzug der auf diese Ein- 
künfte entfallenden Steuern vom Einkom- 
men ergibt. 

§ 12 

Anrechnung von Einkommen 

(1) Die Leistungen zur Unterhaltssidierung 
sind um die Einkünfte des Wehrpflichtigen 
zu kürzen, die er nach der Einberufung aus 
seiner bisherigen Erwerbstätigkeit, aus seinem 
Vermögen, aus Renten oder aus sonstigen 
Leistungen öffentlicher oder privater Art er- 
hält. Dabei bleiben der Wehrsold und nach 
Maßgabe einer Rechtsverordnung (§ 26 Nr. 2) 
Einnahmen, die auf Grund gesetzlicher Vor- 
schrift steuerfrei oder bei der Berechnung 
von Sozialleistungen nicht zu berückslditlgen 
sind, außer Ansatz, jedoch ist Kindergeld, das 
nur infolge der Wehrdienstleistung nach dem 
Kindergeldergänzungsgesetz gewährt wird, 
von dem Tabellensatz abzuziehen, wenn in 
dem Nettoeinkommen Kinderzuschläge oder 
ähnliche Leistungen für Kinder enthalten sind. 


(2) Haben ansprudisberechtigte Familien- 
angehörige eigene Einkünfte, so gilt Absatz 1 
entsprechend. Soweit die Einkünfte auf ihrer 
Arbeitskraft beruhen, bleiben 60 vom Hun- 
dert, bei Gewährung des Tabellensatzes min- 
destens zweihundert Deutsche Mark, anrech- 
nungsfrei. 

(3) Die Gewährung von Leistungen zur 
Unterhaltssicherung darf nicht von dem Ver- 
brauch oder der Verwertung des Vermögens 
abhängig gemacht werden. 

§ 13 

Ruhen der Leistungen 

(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
ruhen, wenn der Wehrpflichtige eigenmächtig 
seine Truppe oder Dienststelle verläßt oder 
ihr fernbleibt und länger als eine Woche ab- 
wesend ist. Das gleiche gilt, wenn der Wehr- 
pflichtige eine Freiheitsstrafe von wenigstens 
drei Monaten verbüßt. 

(2) Verbüßt ein anspruchsberechtigter Fami- 
lienangehöriger eine Freiheitsstrafe von we- 
nigstens drei Monaten oder ist er für den 
gleichen Zeitraum auf Grund einer Maßregel 
der Sicherung und Besserung untergebracht, so 
ruhen die auf Ihn entfallenden Leistungen zur 
Unterhaltssicherung. 

(3) Tritt das Ruhen des Rechts auf Leistun- 
gen zur Unterhaltssicherung im Laufe eines 
Monats ein, so wird die Zahlung mit Ende 
dieses Monats eingestellt; tritt es am ersten 
Tage eines Monats ein, so hört die Zahlung 
mit dem Beginn dieses Monats auf. Lebt das 
Recht auf Leistungen zur Unterhaltssicherung 
im Laufe eines Monats wieder auf, so beginnt 
die Zahlung mit dem Ersten dieses Monats; 
lebt es am letzten Tage eines Monats wieder 
auf, so beginnt die Zahlung mit dem Ersten 
des folgenden Monats. 

§ 14 

Rechtsübergang 

(1) Ist ein alleinstehender Anspruchsberech- 
tigter in Fürsorgeerziehung, in einer Heil- 
oder Pflegeanstalt, einer Trinkerheilanstalt, 
einer Entziehungsanstalt, einem Arbeitshaus 
oder einem Asyl untergebracht, so geht sein 
Anspruch auf Leistungen zur Unterhalts- 
sicherung für die Zeit der Unterbringung bis 
zur Höhe der Unterbringungskosten auf die 
Stelle über, der diese Kosten zur Last fallen. 

(2) Für Beginn und Ende des Rechtsüber- 
ganges gilt § 13 Abs. 3 entsprechend. 


6 



§ 13 

Steuerfreiheit 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz sind 
steuerfrei. Das gilt nicht für Leistungen nach 
§ 8 Abs. 2 Nr. 5. 

(2) Beiträge zur privaten Krankenversiche- 
rung nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 und Leistungen 
auf Grund von Verpflichtungen im Sinne von 
§ 8 Abs. 2 Nr. 4 sind insoweit nicht als Son- 
derausgaben im Sinne von § 10 des Einkom- 
mensteuergesetzes abzugsfähig, als für sie 
Sonderleistungen nach § 8 gewährt werden. 

§ 16 

Überzahlungen 

(1) Zu Unrecht empfangene Leistungen zur 
Unterhaltssicherung sind zurückzuerstatten, 
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt 
ist. Der Einwand der nicht mehr vorhande- 
nen Bereicherung ist ausgeschlossen. 

(2) Soweit die Überzahlung auf einer we- 
sentlichen Änderung der Verhältnisse beruht, 
kann der zu Unrecht gezahlte Betrag nur zu- 
rückgefordert werden, wenn der Empfänger 
wußte oder wissen mußte, daß ihm die ge- 
währten Leistungen im Zeitpunkt der Zah- 
lung nicht oder nicht in der bisherigen Höhe 
zustanden, oder wenn die Rückforderung 
wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Empfängers zumutbar ist. 

(3) Von der Rückforderung der zu Unrecht 
empfangenen Leistungen kann ganz oder teil- 
weise abgesehen werden, wenn sie eine be- 
sondere Härte für den Empfänger bedeutet 
oder wenn daraus in unverhältnismäßigem 
Umfang Kosten oder Verwaltungsaufwand 
entstehen. 

DRITTER ABSCHNITT 
Zuständigkeit und Verfahren 
§ 17 

Zuständigkeit 

(1) Die Länder führen dieses Gesetz im 
Aufträge des Bundes durch. 

(2) Örtlich zuständig für die Feststellung 
und Bewilligung der Leistungen zur Unter- 
haltssicherung ist die kreisfreie Stadt oder 
der Landkreis, in deren Bezirk der Wehr- 
pflichtige im Zeitpunkt seiner Einberufung 
seinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
hat. 


(3) Die Landkreise können die Durchfüh- 
rung den ihnen zugehörigen Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden mit mehr als 10 000 Ein- 
wohnern übertragen. 

§ 18 

Zahlungsart und Dauer 

(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
werden in der festgesetzten Höhe vom Tage 
des Beginns bis zum Tage der Beendigung des 
Wehrdienstes gewährt, sofern nicht zwischen- 
zeitlich eine Änderung in den Verhältnissen 
des Wehrpflichtigen oder seiner Familienange- 
hörigen eintritt, durch welche die Voraus- 
setzungen zur Weitergewährung der Leistun- 
gen sich ändern oder entfallen. 

(2) Die laufenden Leistungen zur Unter- 
haltssicherung werden monatlich Im voraus 
gezahlt. Bei einer Zahlung nach Tagen wird 
der Monat zu dreißig Tagen gerechnet. 

§ 19 
Kosten 

(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
trägt der Bund, Sonderleistungen (§ 8) jedoch 
nur in Höhe von 80 vom Hundert. Die Aus- 
gaben sind für Rechnung des Bundes zu lei- 
sten. Die damit zusammenhängenden Ein- 
nahmen sind an den Bund abzuführen. 

(2) Auf die für Rechnung des Bundes ge- 
leisteten Ausgaben und die mit ihnen zu- 
sammenhängenden Einnahmen sind die Vor- 
schriften über das Haushaltsrecht des Bundes 
anzuwenden. Die für die Durchführung des 
Haushalts verantwortlichen Bundesbehörden 
können ihre Befugnisse auf die zuständigen 
obersten Landesbehörden übertragen und zu- 
lassen, daß auf die für Rechnung des Bundes 
zu leistenden Ausgaben und die mit ihnen zu- 
sammenhängenden Einnahmen die landes- 
rechtlichen Vorschriften über die Kassen- und 
Buchführung der zuständigen Landes- und 
Gemeindebehörden angewendet werden. 

§ 20 

Auskunfts- und Mittellungspflicht 

(1) Der Wehrpflichtige und die Familien- 
angehörigen sind auf Verlangen der zustän- 
digen Behörden (§ 17) verpflichtet, diesen 
die zur Feststellung der Leistungen zur Un- 
terhaltssicherung erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Sie sind ferner verpflichtet. Jede Än- 
derung der Verhältnisse, die für die Bernes- 



sung dieser Leistungen von Einfluß sind, un- 
verzüglich anzuzeigen. 

(2) Die Arbeitgeber haben auf Verlangen 
der zuständigen Behörden Auskunft über 
Art und Dauer der Beschäftigung, über die 
Arbeitsstätte und über den Arbeitsverdienst 
des zum Wehrdienst einberufenen Wehr- 
pflichtigen und der Familienangehörigen zu 
erteilen. 

§21 

Amtshilfe 

(1) Alle Behörden haben den nach § 17 zu- 
ständigen Behörden Amtshilfe zu leisten. 

(2) Die Organe der Sozialversicherungs- 
träger sind verpflichtet, über alle das Beschäf- 
tigungsverhältnis des Wehrpflichtigen und 
der Familienangehörigen betreffenden Tat- 
sachen Auskunft zu erteilen. 

(3) Die Finanzbehörden haben den zur Ge- 
währung der Leistungen zur Unterhaltssiche- 
rung zuständigen Behörden, soweit erforder- 
lich, über die ihnen bekannten Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse des Wehrpflich- 
tigen und seiner Familienangehörigen Aus- 
kunft zu erteilen. 

(4) Die für die Einberufung und Entlassung 
eines Wehrpflichtigen zuständigen Stellen ha- 
ben den nach § 17 zuständigen Behörden die 
Tatsachen unverzüglich mitzuteilen, die für 
die Gewährung oder Einstellung der Leistun- 
gen zur Unterhaltssicherung erheblich sind. 

§ 22 

Rechtsweg 

Für Rechtsstreitigkeiten bei der Ausfüh- 
rung dieses Gesetzes gilt die Verwaltungs- 
gerichtsordnung vom (Bundes- 

gesetzbl. IS... .). 

VIERTER ABSCHNITT 
Sonstige Vorschriften 
§ 23 

Härteausgleich 

Sofern sich in einzelnen Fällen aus den 
Vorschriften dieses Gesetzes besondere Här- 
ten ergeben, kann der Bundesminister des 
Innern im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verteidigung einen Ausgleich 
gewähren. 


§ 24 

Stadtstaat-Klausel 

Die Länder Bremen und Hamburg bestim- 
men, welche Stellen die Aufgaben erfüllen, 
die in diesem Gesetz und den dazu ergehen- 
den Vorschriften den kreisfreien Städten und 
Landkreisen oder den Gemeinden (Gemeinde- 
verbänden) zugewiesen sind. 

§ 25 * 

Ordnungswidrigkeit 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. bei Erteilung der Auskunft nach § 20 
Abs. 1 unrichtige oder unvollständige An- 
gaben macht oder 

2. die in § 20 Abs. 1 vorgeschriebene Anzeige 
nicht oder nicht rechtzeitig erstattet oder 

3. Auskünfte, zu denen er nach § 20 Abs. 2 
verpflichtet ist, ganz oder teilweise ver- 
weigert oder nicht rechtzeitig erteilt oder 
unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu eintausend Deutsche Mark, wenn 
sie fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu dreihundert Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

§26 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

Die Bundesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates das Nähere über 

1. den Inhalt und Umfang der in den §§ 7 
und 8 genannten Leistungen, 

2. die Einnahmen, die nach § 12 auf die Lei- 
stungen zur Unterhaltssicherung nicht an- 
gerechnet werden. 

§ 27 

Erlaß von Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister des Innern und der 
Bundesminister für Verteidigung erlassen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen und mit Zustimmung des Bundes- 
rates die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften. 
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§ 28 

Ergänzung des Kindergeldergänzungsgesetzes 

Das Gesetz zur Ergänzung des Kindergeld- 
gesetzes (Kindergeldergänzungsgesetz) vom 
23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841) 
wird wie folgt ergänzt; 

1 . In § 4 werden als neue Absätze 5 und 6 an- 
gefügt; 

„(5) Wehrpflichtigen, denen ein An- 
spruch auf Kindergeld nach dem Kinder- 
geldgesetz, dem Kindergeldanpassungsge- 
setz oder nach diesem Gesetz zusteht, ist 
für die Dauer des Grundwehrdienstes oder 
einer Wehrübung das Kindergeld von dem 
bisherigen Träger der Kindergeldzahlung 
weiterzugewähren. 

(6) Wehrpflichtige, für deren Kinder 
nach den Vorschriften des § 3 Abs. 2 
Nr. 1, 2 und 6, des § 32 Abs. 4 des Kinder- 


geldgesetzes oder nach § 2 Abs. 1, § 5 
Abs. 1 und § 6 dieses Gesetzes kein An- 
spruch auf Kindergeld besteht, erhalten für 
die Dauer des Grundwehrdienstes oder 
einer Wehrübung das Kindergeld von den 
in § 3 Abs. 1 Nr. 3 genannten Trägern.“ 

2. § 7 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Die sich aus § 3 Abs. 1 Nr. 3 er- 
gebenden Aufwendungen einschließlich der 
Verwaltungskosten sowie die einem Grund- 
wehrpflichtigen während der Dauer des 
Wehrdienstes oder einer Wehrübung von 
einem Träger der Kindergeldzahlung ge- 
währten Leistungen erstattet der Bund.“ 

§ 29 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
in Kraft. 
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Anlage 
(zu § 6) 


Nettoeinkommen 

des Wehrpflichtigen Tabellensatz 
— Einkommen- 
stufen — 


(monatlich) 

I 

II 

III 

bis 

260 

200 

217 

234 

über 260 bis 

280 

210 

226 

243 

über 280 bis 

300 

220 

240 

261 

über 300 bis 

320 

230 

255 

279 

über 320 bis 

340 

240 

268 

297 

über 340 bis 

360 

250 

282 

315 

über 360 bis 

380 

260 

296 

333 

über 380 bis 

400 

270 

310 

351 

über 400 bis 

420 

280 

324 

369 

über 420 bis 

440 

290 

338 

387 

über 440 bis 

460 

300 

352 

405 

über 460 bis 

480 

310 

366 

423 

über 480 bis 

500 

320 

380 

441 

über 500 bis 

520 

330 

391 

453 

über 520 bis 

540 

340 

402 

465 

über 540 bis 

560 

350 

413 

477 

über 560 bis 

580 

360 

424 

489 

über 580 bis 

600 

370 

435 

501 

über 600 bis 

620 

380 

446 

513 

über 620 bis 

640 

390 

457 

525 

über 640 bis 

660 

400 

468 

537 

über 660 bis 

680 

410 

479 

549 

über 680 bis 

700 

420 

490 

561 


Nettoeinkommen 

des Wehrpflichtigen Tabellensatz 
— Einkommen- 
stufen — 


(monatlich) 

I 

II 

III 

über 700 bis 720 

430 

501 

573 

über 720 bis 740 

435 

510 

585 

über 740 bis 760 

440 

518 

597 

über 760 bis 780 

445 

527 

609 

über 780 bis 800 

450 

535 

620 

über 800 bis 820 

455 

543 

632 

über 820 bis 840 

460 

550 

641 

über 840 bis 860 

465 

557 

650 

über 860 bis 880 

470 

564 

659 

über .880 bis 900 

475 

571 

668 

über 900 bis 920 

480 

578 

677 

über 920 bis 940 

485 

585 

686 

über 940 bis 960 

490 

592 

695 

über 960 bis 980 

495 

599 

704 

über 980 bis 1000 

500 

607 

715 

über 1000 bis 1020 

505 

614 

724 

über 1020 bis 1040 

510 

612 

733 

über 1040 bis 1060 

515 

628 

742 

über 1060 bis 1080 

520 

635 

751 

über 1080 bis 1100 

525 

642 

760 

über 1100 bis 1120 

530 

649 

768 

über 1120 bis 1140 

535 

655 

776 

über 1140 bis 1160 

540 

662 

784 

über 1160 bis 1180 

545 

668 

792 

über 1180 

550 

675 

800 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht 
durch das Wehrpflichtgesetz vom 21. Juli 
1956 (BGBL I S. 651) erfordert — wie be- 
reits in § 31 des Gesetzes über die Rechts- 
stellung der Soldaten (Soldatengesetz) vom 
19. März 1956 (BGBl. I S. 114) im Grund- 
satz festgelegt worden ist — eine Regelung 
der Fürsorge für die Familienangehörigen der 
zur Erfüllung des Grundwehrdienstes oder 
zu Wehrübungen einberufenen Wehrpflich- 
tigen während der Dauer der Dienstleistung. 
Der Entwurf behandelt die Sicherung des 
Lebensbedarfs für diesen Personenkreis. In 
gewissem Umfange sind Leistungen auch an 
die Wehrpflichtigen selbst vorgesehen. 

Die Gesetzgebungsbefugnis des Bundes er- 
gibt sich aus Artikel 73 Nr. 1 GG. Das Ge- 
setz betrifft Rechte der Wehrpflichtigen und 
ihrer Familienangehörigen und somit eine 
Angelegenheit der Verteidigung einschließ- 
lich der Wehrpflicht. 

Der Entwurf legt in seinem Ersten Abschnitt 
die allgemeinen Grundsätze und im Zweiten 
Abschnitt Art und Maß der Leistungen zur 
Unterhaltssicherung fest. Der Dritte Ab- 
schnitt regelt die Zuständigkeit und das Ver- 
fahren, während in einem abschließenden 
Vierten Abschnitt „Sonstige Vorschriften“ 
zusammengefaßt sind. 

1. Historische Entwicklung 

Vor dem ersten Weltkrieg (1914 bis 1918) 
bestand eine Regelung des Familienunter- 
halts für die in Erfüllung der aktiven Dienst- 
pflichit im Frieden dienenden Mannschaften 
nicht. Lediglich für die Fälle der Einberufung 
zu Friedensübungen sahen das Gesetz betr. 
die Unterstützung von Familien der zu Frie- 
densübungen einberufenen Mannschaften vom 
10. Mai 1892 (RGBL S. 661) und die Bun- 
desratsbekanntmachung vom 2. Juni 1892 
(RGBL S. 668) auf Antrag die Gewährung 
einer Unterstützung „nach Maßgabe des orts- 
üblichen Tagelohnes“ vor; der Gesamtbetrag 
der Unterstützung für die Familienangehöri- 
gen durfte 60 v. H. dieses Satzes nicht über- 
schreiten. 

Während des ersten Weltkrieges hat die Bun- 
desratsbekanntmachung betr. die Unterstüt- 
zung von Familien In den Dienst eingetre- 


tener Mannschaften vom 21. Januar 1916 
(RGBL S. 55) in der Fassung vom 3. Dezem- 
ber 1916 (RGBL S. 1323) und 20. April 1917 
(RGBL S. 371) eine einheitliche Regelung ge- 
schaffen. Diese lehnte sich an das Reichs- 
gesetz betr. die Unterstützung von Familien 
in den Dienst eingetretener Mannschaften 
vom 28. Februar 1888 (RGBL S. 59) an, das 
die Familienunterstützung für den Kriegsfall 
regelte. 

Diese Regelung beruhte auf folgenden Grund- 
gedanken: 

a) Eine Unterstützungspflicht bestand nur 
im Falle der Bedürftigkeit. 

b) Der Personenkreis der unterstützungsbe- 
rechtigten Angehörigen umfaßte zwei 
Gruppen. Die nächsten Angehörigen des 
Eingetretenen, insbesondere die Ehefrau 
und die Kinder unter 15 Jahren, waren 
im Falle der Bedürftigkeit ohne Rück- 
sicht darauf unterstützungsberechtigt, ob 
der Eingetretene ihnen bis zum Dienst- 
eintritt tatsächlich Unterhalt gewährt 
hatte oder nicht. Eine zweite Gruppe von 
Angehörigen, zu denen in erster Linie die 
Verwandten aufsteigender Linie gehör- 
ten, war nur unter der Voraussetzung 
unterstützungsberechtigt, daß sie von dem 
Eingetretenen unterhalten wurden oder 
das Unterhaltsbedürfnis nach erfolgtem 
Diensteintritt hervortrat. 

c) Die Familienunterstützung hatte nicht 
den Charakter der öffentlichen Fürsorge 
(Armenfürsorge). Sie war nicht zurück- 
zuerstatten. 

d) Für die Höhe der Unterstützung stellte 
das Gesetz Mindestsätze auf, die einheit- 
lich für das Reichsgebiet galten. Im Falle 
des Bedarfs waren die Träger der Unter- 
stützung zu Mehrleistungen verpflichtet, 
die nach den Bedürfnissen des Einzelfal- 
les unter Berücksichtigung der bisherigen 
Lebensverhältnisse zu bemessen waren. 

Nach Wiedereinführung der allgemeinen 
Wehrpflicht im Jahre 1935 erging, nachdem 
zunächst durch die Verordnung über die Ein- 
berufung zu Übungen der Wehrmacht 
(Übungsverordnung) vom 25. November 
1935 (RGBL I S. 1358) eine Zwischenrege- 
lung geschaffen worden war, die Verordnung 
über die Unterstützung der Angehörigen der 
zur Erfüllung der aktiven Dienstpflicht 
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einberuf enen Wehrpflichtigen und der 
einberufenen Arbeitsdienstpflichtigen vom 
19. Dezember 1935 (RGBL I S. 1511). Es 
folgte das Gesetz über die Unterstützung der 
Angehörigen der einberufenen Wehrpflich- 
tigen und Arbeitsdienstpflichtigen (Familien- 
unterstützungsgesetz) vom 30. März 1936 
(RGBl. I S. 327), zu dessen Ergänzung und 
Durchführung zahlreiche Vorschriften erlas- 
sen wurden. Die vom Ministerrat für die 
Reichsverteidigung erlassene Verordnung zur 
Änderung des Familienunterstützungsgeset- 
zes vom 14. Mai 1940 (RGBl. I S. 779) 
führte die Bezeichnung „Familienunterhalt^^ 
ein. Das Gesetz erhielt unter dem 26. Juni 
1940 (RGBL I S. 911) eine Neufassung als 
„Einsatz-F amilienunterhaltsgeset z (EFU G) “ . 
Zu seiner Durchführung und Ergänzung sind 
vier Verordnungen ergangen. 

Die Gesetzgebung der Jahre 1935/1936 bezog 
erstmals die Angehörigen der zur Erfüllung 
der aktiven Dienstpflicht Einberufenen auch 
im Frieden in die Familienunterstützung ein. 
Sie hielt im übrigen an den Grundgedanken 
der früheren Regelung fest. Die Familien- 
unterstützung war als Sonderfürsorgerecht 
des Reichs unter Ausschluß der Erstattungs- 
pflicht des Unterstützten ausgestaltet. Sie war 
den Stadt- und Landkreisen als staatliche 
Aufgabe zu Lasten des Reiches übertragen. 
Trotz der Abwandlung der Bezeichnung und 
trotz der Fiervorhebung, daß der Familien- 
unterhalt „keine Leistung der öffentlichen 
Fürsorge“ darstelle (§ 1 Abs. 2 Satz 1 des Ge- 
setzes von 1936, § 1 Abs. 2 EFUG), war die 
Regelung der Leistungen jedoch eng an die 
öffentliche Fürsorge angelehnt. Die Notwen- 
digkeit der individuellen Beurteilung jedes 
Einzelfalles und die dadurch bedingte über- 
mäßige Differenzierung der Leistungen 
führte zu einem erheblichen Verwaltungs- 
aufwand. 

2. Grundgedanken des Entwurfs 

Der Entwurf des Gesetzes läßt sich von dem 
Grundgedanken leiten, daß es sich bei den 
Leistungen zur Unterhaltssicherung um eine 
mit Rechtsanspruch ausgestattete Soziallei- 
stung besonderer Art handeln soll, die sich 
insbesondere von den Leistungen der öffent- 
lichen Fürsorge grundsätzlich unterscheidet. 
Die Entwicklung der sozialen Verhältnisse In 
Auswirkung zweier Weltkriege läßt es ge- 
boten erscheinen, von fürsorgerechtlichen Ge- 
dankengängen abzugehen. Es ist für den 


Wehrpflichtigen und die Familienangehöri- 
gen, für die er bis zu seiner Einberufung ge- 
sorgt hat, nicht recht vertretbar, sich nun- 
mehr, sei es auch In abgewandelter Form, 
nach Grundsätzen betreuen zu lassen, die 
dem allgemeinen Fürsorgerecht entsprechen. 

Die nach dem Gesetz zu gewährenden Lei- 
stungen zur Unterhaltssicherung sollen der 
Familie des zur Erfüllung des Grundwehr- 
dienstes oder zu Wehrübungen einberufenen 
Wehrpflichtigen für die Zeitspanne, in wel- 
cher der Ernährer seiner Wehrpflicht nach- 
kommt, die Aufrechterhaltung einer den bis- 
herigen wirtschaftlichen Verhältnissen ent- 
sprechenden Lebenshaltung ermöglichen. 

Die allgemeinen Leistungen zur Unterhalts- 
sicherung für die anspruchsberechtigten Fa- 
milienangehörigen des Wehrpflichtigen sind 
in einer Tabelle zusammengefaßt. Diese sieht 
drei Gruppen von Tabellensätzen vor. Mit 
den Leistungen nach der Tabelle soll der an 
die bisherigen sozialen Lebensverhältnisse an- 
gepaßte Bedarf der Familie Im wesentlichen 
gedeckt werden. 

Die Tabellensätze errechnen sich aus dem 
Nettoeinkommen des Einberufenen. Es er- 
scheint geboten, von dem Einkommen aus- 
zugehen, welches der Wehrpflichtige seiner 
Familie für den Lebensunterhalt tatsächlich 
zur Verfügung stellen konnte. 

Von den Tabellensätzen, die den Bedarf von 
Familien bis zu drei anspruchsberechtigten 
Familienangehörigen (Tabellensatz II) und 
von Familien mit einer darüber hinausgehen- 
den Zahl von Familienangehörigen (Tabellen- 
satz III) decken sollen, ist der Satz für allein- 
stehende Familienangehörige abzugrenzen 
(Tabellensatz I). Die Tabellensätze sind so ge- 
bildet worden, daß bei Vorhandensein von 
mehr als drei Familienangehörigen in den un- 
teren Nettoeinkommenstufen 90 v. H. des 
Mittelwertes des Nettoeinkommens als Ta- 
bellensatz gewährt wird. Es war hierbei auch 
zu berücksichtigen, daß die Vergünstigungen 
in der Staffelung der Steuern von Lohn und 
Einkommen sich In diesen Einkommenstufen 
In der Regel noch nicht auswirken. Bei den 
unteren Einkommenstufen wird ferner be- 
rücksichtigt, daß die Ersparnis Im Haushalt 
durch die vorübergehende Abwesenheit des 
Ernährers erfahrungsgemäß nicht so wesent- 
lich ins Gewicht fällt. Mit steigendem Netto- 
einkommen Ist eine angemessene Degression 
vorgesehen. Die Leistungen, die nach dem 
Tabellensatz II gewährt werden, entsprechen 
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dem Mittel der Tabellensätze I und III In 
den einzelnen Nettoeinkommenstufen. 

Wird Familienangehörigen im engeren Sinne 
(§ 2 des Entwurfs) der Tabellensatz II oder 
III gewährt, so werden damit auch Ansprüche 
der Familienangehörigen abgegolten, die für 
Unterhaltsregelungen im allgemeinen nicht In 
den Kreis der Familienangehörigen im enge- 
ren Sinne einbezogen werden können. Diese 
Regelung ist aus der Erwägung gerechtfertigt, 
daß der Wehrpflichtige diesen Berechtigten 
Leistungen auch nur im Rahmen seiner fi- 
nanziellen Kräfte und Möglichkeiten, d. h. im 
Rahmen seines Einkommens, gewährt hat 
oder hätte gewähren können. 

Die Leistungen nach den Kindergcldgesetzen 
werden durch das Unterhaltssicherungsgesetz 
nicht berührt. Das Kindergeld wird Im 
Nettoeinkommen nicht berücksichtigt und 
unterliegt somit keinerlei Kürzung: es wird 
nach Maßgabe der Gesetze zusätzlich ge- 
währt. 

Die Tabellensätze stellen das Kernstück der 
Leistungen zur Unterhaltssicherung dar. Die 
einfach gestaltete Tabelle bietet den Vorteil, 
daß der Wehrpflichtige und seine Familien- 
angehörigen selbst und ohne Beratung durch 
Fachleute die ihnen zustehenden Leistungen 
ermitteln können. Sie bedeutet aber auch eine 
verwaltungsmäßig leicht zu handhabende Re- 
gelung. Der Entwurf trägt damit dem Ge- 
sichtspunkt der Verwaltungsvereinfachung 
In weitem Maße Rechnung. Abgesehen von 
bestimmten Sonderleistungen (vgl. hierzu die 
Begründung zu § 8 des Entwurfs") werden 
die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
steuerfrei gewährt. 

Im Hinblick auf die allgemeine Entwicklung 
der Einkommensverhältnisse werden in der 
Tabelle Nettoeinkommen bis zur Höhe von 
1200 DM zu berücksichtigen sein. Eine zu 
starke Nivellierung der Leistungen wäre mit 
dem Zweck des Gesetzes nicht zu verein- 
baren, die Angehörigen des Wehrpflichtigen 
so zu stellen, daß die bisherigen Lebensver- 
hältnisse angemessen berücksichtigt werden. 

Auch das frühere Familienunterhaltsrecht 
kannte einen „Tabellensatz*' (vgl. ^ 9 Abs. 1 
EFU-DV vom 26. Juni 1940 und Nr. 77 des 
Runderlasses der Reichsminister des Innern 
und der Finanzen vom 5. Mai 1942. MBHV 
1942 S. 819). Er berücksichtigte nur Netto- 
einkommenstufen von 100 bis 580 RM und 
bemaß den Unterhaltssatz auf ca. 40 v. H. 


des Nettoeinkommens. Der Tabellensatz war 
lediglich für die Ehefrau vorgesehen. War der 
nach Maßgabe der Örtlichen Verhältnisse er- 
rechnete Unterhaltssatz zur Deckung des lau- 
fenden notwendigen Lebensunterhalts höher 
als der „Tabellensatz“, so war der „örtliche 
Unterhaltssatz“ zu gewähren. Für Jedes mit 
der Ehefrau zusammenlebende Kind war 
neben dem Tabellensatz der für Kinder maß- 
gebende örtliche Unterhaltssatz zu gewähren. 
Diese Sätze waren von den Stadt- und Land- 
kreisen festzusetzen. Sie entsprachen im we- 
sentlichen den Leistungen, die In der öffent- 
lichen Fürsorge gewährt wurden. Mietbei- 
hilfen und andere Leistungen wurden geson- 
dert gewährt. 

Eine Anknüpfung an diese Regelung Ist aus 
den oben dargelegten sozialpolitischen Erwä- 
gungen nicht möglich; sie Ist aber auch nicht 
zweckmäßig, soll nicht der Wunsch, eine Re- 
gelung zu schaffen, die eine rasche Durchfüh- 
rung des Gesetzes In der Praxis ermöglicht, 
und damit der Gedanke der Verwaltungs- 
vereinfachung weitgehend zurückgestellt wer- 
den. 

11. Die Bestimmungen im einzelnen 
Zu§ 1 

Diese Vorschrift legt den Grundsatz fest, 
nach welchem an die Familienangehörigen 
der zur Erfüllung des Grundwehrdienstes 
oder zu Wehrübungen einberufenen Wehr- 
pflichtigen Leistungen zur Unterhaltssiche- 
rung gewährt werden. Unter bestimmten 
Voraussetzungen werden auch dem Wehr- 
pflichtigen selbst Leistungen gewährt (vgl. §5 
4 und 8 Abs. 2). Die Gewährung der Leistun- 
gen ist in allen Fällen von einem Antrag ab- 
hängig (vgl. 5 9 Abs. 1). Verpflichtet sich ein 
Wehrpflichtiger als Berufssoldat oder Soldat 
auf Zeit, so entscheidet er sich für den Sol- 
datenberuf. Er erhält nicht Wehrsold als 
Wehrpflichtiger, sondern Besoldung. Die Be- 
soldung Ist darauf abgestellt, daß er seine 
Familienangehörigen zu unterhalten vermag. 

Zu§ 2 

Der Personenkreis der Familienangehörigen 
des Wehrpflichtigen entspricht der Regelung 
der Gesetze von 1936 und 1940. 

Die Unterscheidung nach „Familienangehö- 
rigen im engeren Sinne“ und „sonstigen Fa- 
milienangehörigen“ ist durch das unter- 
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schiedliche Maß der zu gewährenden Lei- 
stungen erforderlich. 

Zu § 3 

In dieser Vorschrift werden die materiellen 
Voraussetzungen für den Anspruch auf Un- 
terhaltssicherung festgelegt. Voraussetzung 
für den Anspruch der Familienangehörigen 
im engeren Sinne ist grundsätzlich das Vor- 
handensein eines bürgerlidi-rechtlichen Un- 
terhaltsanspruchs. Bei Stiefkindern (§ 2 

Abs. 1 Nr. 4) sowie bei den sonstigen Fami- 
lienangehörigen nach Nr. 10 bis 12, welche 
nach bürgerlichem Recht nicht unterhaltsbe- 
rechtigt sind, wird darauf abgestellt, ob ihnen 
tatsächlich Unterhalt gewährt wird. 

Zu §4 

Mit dieser Vorschrift wird der Personenkreis 
der Anspruchsberechtigten über die Familien- 
angehörigen (§ 2) hinaus erweitert, weil aner- 
kannt werden muß, daß dem Wehrpflich- 
tigen selbst zur Erhaltung seiner bürgerlichen 
Existenz oder in sonstigen eng umgrenzten 
Fällen eine Hilfe zu gewähren ist. 

Zu §5 

Der Entwurf wendet sich von dem Leistungs- 
system der früheren Familienunterhalts- 
gesetzgebung ab, das zu eng von den Grund- 
sätzen der öffentlichen Fürsorge bestimmt 
war. Die in § 5 aufgeführten Leistungsarten 
werden in den §§ 6 bis 8 näher bestimmt. 

Zu § 6 

Während Absatz 1 den Grundsatz festlegt, 
daß die allgemeinen Leistungen zur Unter- 
haltssicherung für die Familienangehörigen 
im engeren Sinne in einer Tabelle zusammen- 
gefaßt werden, regelt Absatz 2, in welchen 
Fällen die Tabellensätze I, 11 oder III zu ge- 
währen sind. 

Da die Tabellensätze an das Nettoeinkommen 
des Wehrpflichtigen anknüpfen und dieses 
weitgehend berücksichtigen, ist keine Veran- 
lassung gegeben, noch Einzelleistungen für 
sonstige Familienangehörige vorzusehen, 
wenn die Tabellensätze II oder III gewährt 
werden. 

Im übrigen wird auf die allgemeine Begrün- 
dung unter Ziffer I, 2. verwiesen. 


Zu §7 

Einzelleistungen an sonstige Familienangehö- 
rige werden nur gewährt, wenn Familienan- 
gehörige im engeren Sinne nicht vorhanden 
sind (vgl. § 6). Den sonstigen Familienange- 
hörigen, die vor der Einberufung des Wehr- 
pflichtigen von diesem ganz oder überwie- 
gend unterhalten worden sind, soll der Un- 
terhalt gewährt werden, den sie bisher erhal- 
ten haben oder erhalten würden, wenn der 
Wehrpflichtige nicht eingezogen worden 
wäre. Hierbei erscheint die in Absatz 2 Satz 1 
vorgesehene Begrenzung erforderlich, da 
nicht davon ausgegangen werden kann, daß 
der Wehrpflichtige diesen Familienangehöri- 
gen vor seiner Einberufung Zuwendungen in 
einer diese Grenze wesentlich übersteigenden 
Höhe gemacht haben wird. Sollten aus- 
nahmsweise die Ansprüche mehrerer Berech- 
tigter die Hälfte des Tabellensatzes I über- 
schreiten, so sind die nach Absatz 1 Satz 1 
zu gewährenden Einzelleistungen im Verhält- 
nis ihrer Höhe zueinander im Rahmen dieses 
Satzes zu kürzen. 

Zu § 8 

Die neben den Tabellensätzen zu gewähren- 
den Sonderleistungen gehören in der Regel 
nicht zum laufenden Lebensunterhalt und wer- 
den daher mit diesen nicht abgegolten. Die 
Sonderleistungen müssen, abgesehen von den 
Leistungen nach Absatz 2 Nr. ly gegebenen- 
falls auch einem alleinstehenden Wehrpflich- 
tigen gewährt werden (vgl. § 4). Es sind dem- 
gemäß zwei Gruppen von Anspruchsberech- 
tigten zu unterscheiden, die Familienangehö- 
rigen im engeren Sinne und der Wehrpflich- 
tige. 

Die Bestimmung der Nr. 1 sichert die Kran- 
kenhilfe der Familienangehörigen im engeren 
Sinne von Wehrpflichtigen, die weder einer 
gesetzlichen noch einer privaten Kranken- 
versicherung angehören. Der Begriff „Kran- 
kenhilfe“ entspricht dem § 6 Abs. 1 der Reichs- 
grundsätze über Voraussetzung, Art und Maß 
der öffentlichen Fürsorge. 

Nr. 2 sieht Beiträge für die private Kranken- 
versicherung vor. Bei den einberufenen sozial- 
versicherungspflichtigen Wehrpflichtigen wird 
die Gewährung von Familienhilfe durch 
Änderung der RVO im Rahmen des in Vor- 
bereitung befindlichen Arbeitsplatzschutzge- 
setzes — Drucksache 3118 — sichergestellt 
werden. 
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Die Regelung der Mietbeihilfe nach TVr. 3 
und der Beihilfe für einen Todesfall nach 
Nr. 6 entspricht der Billigkeit. 

Die in Nr. 4 vorgesehenen Beihilfen sollen 
auch den alleinstehenden Wehrpflichtigen vor 
Nachteilen bewahren, die sich daraus ergeben 
können, daß er bestimmten Verpflichtungen 
während der Dauer des Wehrdienstes ganz 
oder zum Teil nicht nachkommen kann. 

Die in Nr. 5 vorgesehenen Wirtschaftshilfen 
sollen der Sicherung der zivilen Existenz des 
Wehrpflichtigen dienen. 

In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, 
daß eine zusätzliche Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung des Wehrpflichtigen durch 
Einberufung zum Grundwehrdienst oder zu 
einer Wehrübung nicht berührt wird. Die auf 
die Zeit des Wehrdienstes, der länger als eine 
Woche dauert, entfallenden Beiträge hierfür 
sind den Arbeitgebern vom Bund zu erstatten 
(§ 5 des Entwurfs des Arbeitsplatzschutzge- 
setzes). Deshalb erübrigt sich eine zusätzlidie 
Hilfe für den Wehrpflichtigen in dieser Hin- 
sicht. 

Zu § 9 

Es entspricht den Bedürfnissen der Praxis, die 
Gewährung der Leistungen von einem Antrag 
abhängig zu machen. 

Das Antragsrecht ist auch dem Wehrpflich- 
tigen zu geben, damit er als der Ernährer 
seiner Familie noch vor dem Eintritt in den 
Wehrdienst die erforderliche Vorsorge treffen 
kann. 

Es würde zu weit führen, Leistungen zur Un- 
terhaltssicherung auch noch unbestimmte Zeit 
nach Beendigung des Wehrdienstes zu gewäh- 
ren, wenn diese während des Wehrdienstes 
nicht ln Anspruch genommen worden sind. 
Die Ausschlußfrist nach Absatz 3 dient zu- 
gleich der Verwaltungsvereinfachung, da bei 
späterer Antragstellung die Überprüfung der 
Angaben erschwert Ist und erhebliche Mehr- 
arbeit verursachen würde. 

Zu § 10 

Die Regelung in Absatz 1 stellt sicher, daß 
die auszahlende Stelle (§ 17) die Leistungen 
zur Unterhaltssicherung mit befreiender Wir- 
kung an einen Anspruchsbereditlgten auszah- 
len kann, auch wenn mehrere Anspruchsbe- 
rechtigte vorhanden sind. 

Die Regelung In Absatz 2 ist notwendig, weil 
sich der Anspruch In den dort genannten Fäl- 


len gegen den Wehrpflichtigen richtet und 
nicht gegen die Personen, die nach diesem Ge- 
setz anspruchsberechtigt sind und den Tabel- 
lensatz beziehen. Es ist jedoch ein Interessen- 
ausgleich erforderlich- Da zur Sicherung des 
Unterhalts der Familienangehörigen im enge- 
ren Sinne ein hinreichender Betrag verbleiben 
muß, erscheint es angebracht, ihren Unter- 
haltsbetrag nicht mehr als um die Hälfte des 
Tabellensatzes I zu kürzen. Ist die Sicherung 
ihres Lebensbedarfs gleichwohl nicht aus- 
reichend gewährleistet, so muß ein Ausgleich 
über § 23 erfolgen. Es Ist nicht vertretbar, 
daß in diesen Fällen die bürgerlich-recht- 
lichen Verpflichtungen des Wehrpflichtigen 
in voller Höhe aus öffentlichen Mitteln er- 
füllt werden. 

Zu § 11 

Für die Bemessung der Leistungen zur Unter- 
haltssicherung ist ein Maßstab festzulegen, 
von welchem im Einzelfall ohne besondere 
Verwaltungsarbeit ausgegangen werden kann 
(vgl. die Begründung unter Zlfffer I, 2.). 
Als ein solcher Maßstab wird — wie bereits 
in dem früheren Familienunterhaltsrecht (vgl. 
Nr. 60 des Runderlasses vom 5. Mal 1942) — 
das Nettoeinkommen angesehen. Dieser Be- 
griff ist geläufig, wenn er vom Gesetzgeber 
auch nicht definiert worden Ist. Er ergibt sich 
aus dem Einkommensteuergesetz, Infolgedes- 
sen muß unterschieden werden zwischen Wehr- 
pflichtigen, die Lohnsteuer zu entrichten haben 
oder nur deswegen nicht entrichten, weil sie 
durch Steuervergünstigungen davon befreit 
sind, und solchen, die zur Einkommensteuer 
zu veranlagen sind. 

Die Bestimmung des Absatzes 1 Satz 2 soll 
eine Benachteiligung verhindern. Die Zelten 
eines unverschuldeten Verdienstausfalles sol- 
len bei der Errechnung des monatlichen Durch- 
schnittseinkommens ausscheiden. 

Absatz 2 Nr. 1 legt den Begriff des Netto- 
einkommens als Bemessungsgrundlage für die 
Lohnsteuerpflichtigen fest. Es wird an dem 
Begriff „Arbeitslohn" nach § 2 der Lohn- 
steuerdurchführungsverordnung in der Fas- 
sung vom 27. August 1955 festgehalten. Von 
diesem Arbeitslohn sind die darauf zu ent- 
richtenden Steuern sowie die Arbeitnehmer- 
anteile zur gesetzlichen Sozialversicherung ab- 
zusetzen. 

In Absatz 2 Nr. 2 bildet das Nettoeinkommen 
nach dem Einkommensteuerbescheid die Be- 
messungsgrundlage. Schwankungen des jähr- 
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liehen Einkommens werden insofern berück- 
sichtigt, als der Wehrpflichtige und auch seine 
Angehörigen nach § 19 verpflichtet sind, Ver- 
änderungen in ihren wirtschaftlichen Verhält- 
nissen der für die Festsetzung der Leistungen 
zuständigen Behörde mitzuteilen. 

Zu § 12 

Die Leistungen nach diesem Gesetz sollen die 
Existenz der Familie des eingezogenen Wehr- 
pflichtigen in einem angemessenen Rahmen 
sicherstellen. Diese Notwendigkeit besteht in- 
soweit nicht, als der Wehrpflichtige nach sei- 
ner Einberufung Einkünfte bezieht, die den 
Lebensbedarf sicherstellen, der durch die Ge- 
währung des Tabellensatzes gewährleistet 
werden soll. In diesem Falle müssen diese 
Einkünfte angerechnet werden. 

Absatz 1 Satz 2 soll sicherstellen, daß ge- 
wisse Einnahmen, die nach § 6 der Lohn- 
steuerdurchführungsverordnung und nach § 33 
des Bundesversorgungsgesetzes nicht als son- 
stige Einkünfte In Anrechnung zu bringen 
sind, auf den Tabellensatz nicht angerechnet 
werden. Da diese nichtanrechenbaren Ein- 
künfte der Änderung unterworfen sind, er- 
scheint es zweckmäßig, ihre Bezeichnung im 
einzelnen einer Rechtsverordnung vorzu- 
behalten. 

In der vorgesehenen Rechtsverordnung ist 
auch festzulegen, daß Kindergeld nach der 
Kindergeldgesetzgebung auf den Tabellensatz 
nicht In Anrechnung gebracht wird. Bei der 
Eigenart der Kindergeldgesetzgebung im Zu- 
sammenhang mit dem Arbeitsplatzschutzge- 
setz entsteht Jedoch der Anspruch auf Kinder- 
geld bei einem Teil der Wehrpflichtigen durch 
die Wehrdienstleistung, z. B. bei Beamten und 
bei Angestellten und Arbeitern des öffent- 
lichen Dienstes. Da diese bereits vom ersten 
Kind ab Kinderzuschläge beziehen, welche In 
Ihrem Nettoeinkommen enthalten sind, würde 
sie die Zahlung des Kindergeldes nach dem 
Kindergeldergänzungseesetz ungerechtfertigt 
beeünstigen: der in Absatz 1 Satz 2 zweiter 
Halbsatz festgelegte Ausgleich ist daher er- 
forderlich. 

Wenn anspruchsberechtigte Familienangehörige 
eigene Einkünfte haben, kann eine Hilfe durch 
den Staat entbehrlich werden. Es erscheint da- 
her angebracht, diese Einkünfte in gleicher 
Weise zu berücksichtigen wie die Einkünfte 
des Wehrpflichtigen. Nur In den Fallen, In 
denen die Anspruchsberechtigten Einkünfte 


aus eigener Arbeit haben, entspricht es der Bil- 
ligkeit, ihnen diese zu einem wesentlichen 
Teil zu belassen. 

Ohne diesen Anreiz würde die Neigung be- 
stehen, die Arbeit aufzugeben mit der Folge, 
daß die vollen Leistungen nach diesem Gesetz 
gewährt werden müßten. Eine Freigrenze in 
Höhe von 200 DM ist bei Gewährung des 
Tabellensatzes erforderlich, um eine Benach- 
teiligung der kleineren Einkommen gegenüber 
den größeren zu vermelden, die durch gleich- 
mäßige Anrechnung von 40 v. H. der Ein- 
künfte auf den Tabellensatz entstehen würde. 

Absatz 2 stellt auch sicher, daß diese Ver- 
günstigungen nicht nur Anspruchsberechtigten, 
die als Arbeitnehmer oder freiberuflich tätig 
sind, zugute kommen, sondern auch solchen, 
die ein Kleingewerbe betreiben, das überwie- 
gend auf Ihrer Arbeitskraft beruht. 

Die Vorschrift des Absatzes 3 ist an die Be- 
stimmung des § 8 a der Reichsgrundsätze an- 
gelehnt. 

Zu § 13 

Die Bestimmung des Absatzes 1 ist den §§15 
und 16 des Entwurfs eines Wehrstrafgesetzes 
— Drucksache 3040 — angepaßt. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 Ist an § 64 
Abs. 1 Nr. 2 BVG angelehnt. Für Personen, 
die unter diese Vorschrift fallen, ist der Le- 
bensbedarf anderweitig gesichert. Es ist daher 
nicht erforderlich, ihnen Leistungen nach die- 
sem Gesetz zu gewähren. Diese Regelung soll 
sich Jedoch nicht zum Nachteil des Wehr- 
pflichtigen auswirken. Für den Fall, daß die 
Leistungen an anspruchsberechtigte Familien- 
angehörige nach § 13 Abs. 2 gänzlich entfal- 
len und dem Wehrpflichtigen nicht Sonder- 
leistungen (etwa nach § 8 Abs. 2 Nr. 3) zu- 
kommen, Ist ein Ausgleich über § 23 möglich. 
Absatz 3 ist zur Klarstellung erforderlich. 

Zu S 14 

In § 21 a der Verordnung über die Fürsorge- 
pflicht ist zwar ein Rechtsübergang bei Über- 
schneidungen mit Fürsorgeleistungen allge- 
mein vorgesehen, doch mußte für die hier an- 
gesprochenen Fälle wegen der Dauer und 
wegen der Höhe der übergehenden Leistungen 
eine besondere Regelung getroffen werden. 
Sie entspricht dem § 71 BVG. 

Zu § 15 

Da bei der Bemessung der Leistungen zur 
Unterhaltssicherung von dem Nettoelnkom- 
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men des Wehrpflichtigen ausgegangen wird, 
ist ihre Besteuerung nicht gerechtfertigt. 

Die Aufnahme der in den Absätzen 1 bis 2 
genannten Ausnahmen ist erforderlich, um 
eine ungerechtfertigte steuerliche Besserstel- 
lung des Anspruchsberechtigten zu vermeiden. 

Zu § 16 

Die Fassung entspricht dem § 47 des Ge- 
setzes über das Verwaltungsverfahren der 
Kriegsopferversorgung vom 2. Mai 1955 
(BGBl. I S. 202). 

Zu § 17 

Der Vollzug des Gesetzes in der Form der 
Auftragsverwaltung nach Artikel 87 b GG 
ist erforderlich, um eine schnelle und einheit- 
liche Durchführung des Gesetzes zu gewähr- 
leisten. 

Die kreisfreien Städte und die Landkreise 
waren bereits nach den Gesetzen von 1936 
und 1940 für die Gewährung des Familien- 
unterhalts zuständig. Die Übernahme dieser 
Regelung ist zweckmäßig und notwendig, 
weil die örtliche Behörde die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Wehrpflichtigen und seiner 
Familienangehörigen am besten beurteilen 
kann. 

Zu § 18 

Grundsätzlich ist der Unterhalt der Familie 
des einberufenen Wehrpflichtigen vom Tage 
des Beginns des Wehrdienstes bis zu dessen 
Beendigung zu sichern. Für den Fall, daß der 
Wehrpflichtige nach der Einberufung sein 
früheres Arbeitsentgelt weiter erhält, stellt 
§12 sicher, daß ungerechtfertigte Leistungen 
vermieden werden. 

Zu § 19 

Bei der überwiegenden Zahl der Leistungen 
nach § 8 wird den zuständigen Behörden 
(§ 17) ein weitgehender Ermessensspielraum 
eingeräumt. In derartigen Fällen eine finan- 
zielle Beteiligung der zur Durchführung des 
Gesetzes berufenen Stellen vorzusehen, ent- 
spricht einem allgemeinen Grundsatz. 

Im Hinblick darauf, daß die zuständigen Be- 
hörden Bundesmittel verwalten, ist eine Vor- 
schrift zur Sicherung der haushaltsrechtlichen 


Befugnisse des Bundes erforderlich. Die Be- 
stimmungen in § 19 Abs. 1 Satz 2 und 3 so- 
wie Abs. 2 entsprechen den Vorschriften der 
§§ 4 Abs. 2 und 21 Abs. 1 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes in der Fassung vom 28. April 
1955 (BGBl. I S. 193). 

Zu § 20 

Um einen unberechtigten Bezug von Leistun- 
gen nach diesem Gesetz zu verhindern, muß 
die Verpflichtung der Anspruchsberechtigten 
zur Auskunftserteilung besonders festgelegt 
worden. Auch für die Änderung von Leistun- 
gen zur Unterhaltssicherung während der Ein- 
berufung des Wehrpflichtigen ist die gewis- 
senhafte Auskunftserteilung über alle Ver- 
änderungen in den Einkommensverhältnissen 
und im Personenstand maßgebend. Die Vor- 
schrift des Absatzes 1 entspricht § 16 des 
Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der 
Kriegsopferversorgung. 

Die Ausdehnung der Auskunftspflicht auf die 
Arbeitgeber in Absatz 2 ist notwendig, um 
bei Feststellung der Ansprüche in Zweifels- 
fällen auch gegenüber den Arbeitgebern eine 
Rechtsgrundlage zu haben. 

Zu § 21 

Wenn auch die Verpflichtung zur Amtshilfe 
In Artikel 35 GG allgemein festgelegt Ist, so 
ist doch wegen des Umfanges der durch die- 
ses Gesetz erforderlichen Auskünfte eine spe- 
zielle Regelung notwendig. Die Regelung 
der Absätze 2 und 3 schließt an die Regelung 
in § 27 Abs. 1 RFV an. 

Die ausdrückliche Verpflichtung der Finanz- 
behörden zur Auskunft ist notwendig, weil 
bei den zur Einkommensteuer zu veranlagen- 
den Wehrpflichtigen (vgl. § 11 Abs. 2 Nr. 2) 
ein Einkommensteuerbescheid nicht immer 
vorzuliegen braucht und deshalb auf die 
Steuerakten zurückgegriffen werden muß. 

Zu § 22 

Das Gesetz entscheidet sich für den Verwal- 
tungsrechtsweg, weil die Gewährung der 
Leistungen zur Unterhaltssicherung, wenn sie 
auch keine Maßnahme der öffentlichen Für- 
sorge Im Sinne der Verordnung über die 
Fürsorgepflicht ist, doch zu den Fürsorge- 
niaßnahmen des Staates im weiteren Sinne 
gehört. 
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Bei dem Entwurf ist davon ausgegangen, daß 
bei der Verkündung dieses Gesetzes die Ver- 
waltungsgerichtsordnung in Kraft getreten ist. 

Zu § 23 

Wie bereits in der Begründung zu § 10 und 
zu § 13 Abs. 2 ausgeführt, werden sich in 
Einzelfällen Härten nidat vermeiden lassen. 
Um in diesen Fällen einen Ausgleich gewäh- 
ren zu können, ist die Vorschrift des § 23 
erforderlich; sie entspricht im übrigen dem 
§ 89 BVG. 

Zu § 24 

§ 24 berücksichtigt die besonderen Verhält- 
nisse in den beiden Stadtstaaten. Diese wer- 
den ermächtigt, die organisatorischen Vor- 


schriften dieses Gesetzes den örtlichen Gege- 
benheiten anzupassen. 

Zu § 25 

Die Verletzung der Auskunftspflicht nach 
§ 20 kann zu erheblichen Verzögerungen und 
auch zu einer unriditigen Festsetzung von 
Leistungen zur Unterhaltssicherung führen. 
Deswegen muß die Möglichkeit geschaffen 
werden, die vorgesehene Auskunftserteilung 
nötigenfalls zu erzwingen. Dazu erscheint 
eine Bußgeldvorschrift als ausreichend. Es 
wird Aufgabe der Länder sein, die sachlich 
zuständige Verwaltungsbehörde nach § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
25. März 1952 (BGBl. I S. 177) zu be- 
stimmen. 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 2 

In Absatz 1 Nr. 12 ist das Wort „eltern- 
lose“ zu streichen. 

Begründung 

Es kann zu einer größeren Zahl von Här- 
tefällen führen, wenn nur elternlose Ge- 
schwister anspruchsberechtigt sind, da in 
vielen Fällen in wirtsdiaftlicher Hinsicht 
kein Untersdiied zwischen elternlosen 
Geschwistern und Gesdiwistern, die noch 
Eltern haben, gemacht werden kann, weil 
die Eltern selbst nicht in der Lage sind, 
ihrer Unterhaltspflicht nachzukommen. 

2. Zu §§3,6, 10 

Der Bundesrat nimmt wie folgt Stellung; 
Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens sollten folgende Fragen klar- 
gestellt werden: 

a) Nach der Zielsetzung des Entwurfs 
besteht ein Anspruch auf Unterhalts- 
sicherung für die in § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 und 5 bis 9 bezeichneten Fami- 
lienangehörigen nur, wenn derWehr- 
pflichtige im Zeitpunkt der Einbe- 
rufung zum Wehrdienst ihnen gegen- 
über unterhaltspflichtig war. Werden 


solche Familienangehörige nach die- 
sem Zeitpunkt unterhaltsbedürftig, 
so fehlt dem Wehrpflichtigen regel- 
mäßig die Leistungsfähigkeit, wenn 
seine Einkünfte ausschließlich aus un- 
selbständiger Arbeit bestanden. Ein 
bürgerlich-rechtlicher Unterhaltsan- 
spruch, also die Anspruchsvorausset- 
zung des § 3, ist in diesen Fällen bei 
der gegenwärtigen Fassung des Ent- 
wurfs nicht gegeben. Es müßte also 
in diesen Fällen darauf abgestellt 
werden, ob der Wehrpflichtige, falls 
er nicht einberufen worden wäre, auf 
Grund seiner früheren Einkommens- 
verhältnisse leistungsfähig geblieben 
und damit unterhaltspfllchitig gewe- 
sen wäre. 

b) Der Entwurf enthält keine Regelung 
darüber, wie in den Fällen des § 6 
Abs. 3 die nach der Tabelle gezahlten 
Pauschalleistungen unter mehrere 
Anspruchsbereditigte zu verteilen 
sind. Weiter fehlt eine Regelung dar- 
über, wie die einzelnen Anspruchsbe- 
rechtigten ihren Anspruch auf einen 
Anteil an der Pauschalleistung gegen- 
über der nach § 10 Abs. 1 empfangs- 
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berechtigten Person durchsetzen kön- 
nen. Die Regelung des Entwurfs kann 
insbesondere dann zu Schwierigkeiten 
führen, wenn Anspruchberechtigte 
außerhalb der Familiengemeinschaft 
leben. § 10 Abs. 2 bringt für diese 
Frage keine ausreichende Lösung, da 
er nur eine begrenzte Zahl von Fäl- 
len erfaßt. Die Möglichkeit, einen 
vollstreckbaren Titel zu erwirken, 
scheitert in der Regel daran, daß der 
Wehrpflichtige keine Einkünfte mehr 
bezieht, die seine bürgerlich- recht- 
liche Unterhaltsverpflichtung erst be- 
gründen. 

c) Es müßte ferner geprüft werden, in 
welchem Vdrhältnis die durch das 
Gesetz gewährten öffentlich-recht- 
lichen Ansprüche der Familienange- 
hörigen zu den bürgerlich-rechtlichen 
Unterhaltsansprüchen stehen und in- 
wieweit die letzteren durch die nach 
diesem Gesetz gewährten Leistungen 
abgegolten werden. 

3. Zu § 6 

Absatz 3 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(3) Mit dem Tabellensatz II oder III 
werden die Ansprüche sämtlicher Fami- 
lienangehöriger mit Ausnahme der An- 
sprüche nach § 8 abgegolten.“ 

Begründung 

Die Ansprüche nach § 7 sind von dem 
Grundsatz des Absatzes 3 in keinem 
Falle ausgenommen, in dem der Tabel- 
lensatz II oder III gewährt wird. Der 
Hinweis auf diese Ansprüche ist deshalb 
zu streichen. 

4. Zu § 7 

In Absatz 1 ist der Satz 1 wie folgt neu 
zu fassen: 

„Sonstige Familienangehörige erhalten 
Einzelleistungen, wenn Familienangehö- 
rige im engeren Sinne nicht vorhanden 
sind.“ 

Begründung 

Folge der Änderung des § 6 Abs. 3. 

5. Zu § 8 

a) In Absatz 2 Nr. 1 ist der letzte Halb- 
satz wie folgt neu zu fassen: 

„die Hilfe hat die Leistungen sicher- 
zustellen, die den Familienangehöri- 


gen eines Versicherten nach den Vor- 
schriften der Sozialversicherung zu- 
stehen;“. 

Begründung 

Die Änderung erscheint geboten, um 
die Notwendigkeit ergänzender Lei- 
stungen durch die öffentliche Für- 
sorge auszuschließen. 

b) Es ist folgender neuer Absatz 3 ein- 
zufügen: 

„(3) Die Sonderleistungen nach Ab- 
satz 2 Nr. 2 bis 4 dürfen zusammen 
mit den allgemeinen Leistungen 90 
vom Hundert der Bemessungsgrund- 
lage (§ 11) nicht übersteigen.“ 

Begründung 

Da bei den Einzelleistungen eine 
Höchstgrenze fekgesetzt worden ist, 
erscheint es notwendig, dies auch für 
die laufenden Sonderleistungen vor- 
zusehen. Es muß vermieden werden, 
daß die Gesamtleistungen an einen 
Anspruchsberechtigten das Einkom- 
men eines Wehrpflichtigen überstei- 
gen. 

6. Zu § 10 

a) Absatz 1 ist eingangs wie folgt neu zu 
fassen: 

„(1) Die Einzelleistungen und die 
Sonderleistungen sind an die An- 
spruchsberechtigten, die allgemeinen 
Leistungen an die Ehefrau oder“. 

Begründung 

Nach der Fassung des Entwurfs 
müßten auch alle Sonderleistungen 
an die Ehefrau bzw. die statt ihrer 
bestimmte Person ausgezahlt werden. 
Diese Regelung ist jedoch für die 
Sonderleistungen des § 8 entweder 
unzutreffend oder unzweckmäßig. 

b) In Absatz 2 Satz 1 sind nach den 
Worten „ein vollstreckbarer Titel 
vor“ die Worte „oder beantragt es 
der Wehrpflichtige bei der zustän- 
digen Behörde“ einzufügen, 

Begründung 

Die Regelung der §§ 6, 7 und 10 
trägt den Fällen nicht genügend 
Rechnung, in denen der Wehrpflidi- 


19 



tige vor seiner Einberufung ifreiwll- 
llge Leistungen an „sonstiige Fami- 
lienangehörige erbrachte. Hat z. B. 
ein verheirateter Wehrpflichtiger sei- 
nen nicht mit ihm zusammenleben- 
den unterhaltsbedürftigen elternlo- 
sen Bruder durch Zahlung eines be- 
istimmten Geldbetrages ganz oder 
überwiegend unterhalten, ohne sich 
durch Vertrag zur Unterhaltszah- 
lung zu verpflichten, so ist dieser 
Bruder zwar gemäß § 3 i. V. mit § 2 
Abs. 1 Nr. 12 des Entwurfs an- 
spruchsiberechtigt im Sinne des Ge- 
setzes. Er hat jedoch keine Möglich- 
keit, seinen Anspruch durchzusetzen. 
Vielmehr erhält die Ehefrau des 
Wehrpflichtigen nach § 6 Abs. 2 
Satz 2 den Tabellensatz II, womit 
ider Anspruch des Bruders gemäß § 6 
Abs. 3 ahgegolten ist. Einzelleisitun- 
gen erhält er gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 
nicht. Die Voraussetzungen des § 10 
Abs. 2 liegen gleichfalls nicht vor. 
Die erhöhten Leisitungen nach Tabel- 
lensatz II fließen daher der Ehefrau 
des Wehrpflichtigen zu, ohne daß 
dieser nach dem Entwurf rechtlich 
in der Lage wäre, die Ausizahlung 
ides Unterhaltsbetrages an seinen an- 
spruchsberechtigten Bruder sicherzu- 
stellen. 

7. Zu § 12 

In Absatz 1 Ist der letzte Halbsatz von 
Satz 2 wie folgt neu zu fassen: 

„jedoch ist Kindergeld, das nur infolge 
der Wehrdienstleistung nach dem Kin- 
idergeldergänzungsgesetz gewährt wird, 
von dem Tabellensatz abzuzlehen, wenn 
in dem Nettoeinkommen Klnderzu- 
schläge oder ähnliche Leistungen für die 
Kinder, für die Kindergeld gewährt 
wird, enthalten sind und zur Steigerung 
des Tabellensatzes geführt haben. ‘‘ 

Begründung 

Durch die Änderung soll erreicht wer- 
den, daß der Abzug des Kindergeldes 
nur insoweit erfolgt, als z. B. die Im 
öffentlichen Dienst gewährten Kinder- 
zuschläge für die Bemessung der Lei- 
stung zur Unterhaltssicherung maßge- 
bend sind. Im übrigen wird durch den 
Vorschlag eine redaktionelle Klarstel- 
lung erreicht. 


8. Zu § 17 

a) Absatz 1 ist durch einen weiteren 
Satz mit folgendem Wortlaut zu er- 
gänzen; 

„Die persönlichen und sächlichen 
Kosten der Durchführung trägt der 
Bund." 

B e g r ü n d u n g 

Die Unterhaltssicherung für die An- 
gehörigen der zum Wehrdienst ein- 
berufenen Wehrpflichtigen steht in 
unmittelbarem Zusammenhang mit 
den Verteidigungsauf gaben des Bun- 
des. Aus diesem Grunde sieht § 17 
ihre Durchführung als Bundesauf- 
tragsangelegenheit vor. Es entspricht 
den Grundsätzen der Finanzverfas- 
sung hinsichtlich der Aufgaben- und 
Lastenverteilung zwischen Bund imd 
Ländern, wenn die persönlichen und 
sächlichen Kosten der Durchführung 
dem Bund auferlegt werden. Weder 
den Ländern noch den Gemeinden 
kann es zugemutet werden, diese 
Verwaltungskosten, die voraussicht- 
lich recht erheblich sein werden, zu 
tragen. 

b) Die Absätze 2 und 3 sind durch fol- 
genden neuen Absatz 2 zu ersetzen; 

„(2) Die Landesregierungen be- 
stimmen die für die Feststellung und 
Bewilliigung der Leistungen zur Un- 
terhaltssicherung zuständigen Behör- 
den." 

Begründung 

Gemäß Artikel 85 Abs. 1 GG ob- 
liegt den Ländern grundsätzlich die 
Einrichtung (Bestimmung und Ge- 
staltung) der die Auftragsverwaltung 
des Bundes wahrnehmenden Behör- 
den. 

Zudem sollten die Länder im Hin- 
blick auf ihre unterschiedliche Ver- 
waltungsorganisation in Ihrer Dispo- 
sitionsfreiheit nicht beeinträchtigt 
werden. 

9. Zu § 18 

Der Bundesrat nimmt wie folgt Stellung; 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
sollte geprüft werden, ob nicht für die 
Fälle kurzfristiger Einberufungen, in 
denen eine rechtzeitige Festsetzung der 
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Leistunigen zur Unterhaltssidierunig vor 
der Einlberufuriig micht möiglidi ist, die 
Zahlung von Vorschüssen auf die Unter- 
haltsleistungen vorgesehen werden 
sollte. 

Weiter sollte igeprüft werden, ob nicht 
die Fortzahlung der Unterstützung bei 
Entlassung oder Tod des Wehrpflichti- 
gen infolge Dienstbesdiädigung bis zum 
Eintritt der Versorgung oder bei ande- 
rer Todesursache bis zu 3 Monaten zu 
gewähren ist. 

10. Zu § 19 

In Absatz 1 Satz 1 ist der zweite Halb- 
isatz zu streichen. 

B e g r ü n düng 

Bei den Leistungen zur Unterhalts Siche- 
rung handelt es sich um Kosten der Ver- 
teidigung, die in vollem Umfange dem 
Bund zur Last fallen. Für eine Beteili- 
gung anderer Flaushalte an den Kosten 
dieses Gesetzes, das nach § 17 Abs. 1 in 
Auftragsverwaltung durchgeführt wird, 
besteht kein Anlaß. 

Die Begründurug der Regierungsvorlage, 
daß es sich bei den Sonderleiatungen 
weitgehend um Ermessensleistungen 
handele und aus diesen Gründen eine 
ifinanzielle Beteiligung der zur Durch- 
führung des Gesetzes berufenen Stellen 
vorzusehen sei, erscheint zudem nicht 
durchschlagend. 

Begründung 

Der den Länderbehörden bei Bemessung 
der Sonderleistungen eingeräumte Er- 
messensspielraum (ist derart gering, daß 
die Festsetzung einer Interessenquote 
nicht gerechtfertigt erscheint. Der über- 
wiegende Teil der Sonderleistungen 
stellt einen Ersatz für besondere Auf- 
wendungen der Anspruchsberechtigten 
dar, die im einzelnen nachzuweisen sind. 
Im übrigen dürfte der Ermessensspiel- 
raum bei dem Interesse des Bundes als 
Leistungsträger durch den Erlaß von 
Rechtsverordnungen und Verwaltungs- 
vorschriften sowie durch das Weisungs- 
recht und die Bundesaufsicht weitgehend 
eingeschränkt werden. 

Miit Rücksicht darauf, daß die Sonder- 
leistungen im Verhältnis zu den übrigen 
Leistungen nur eine untergeordnete 
Rolle spielen werden, dürfte es auch im 


Interesse der Verwaltungs Vereinfachung 
nicht zweckmäßig sein, hinsichtlich der 
Kostentragung insoweit eine Sonderrege- 
lung vorzusehen, 

11. Zu § 20 

Absatz 1 ist durch einen weiteren Satz 
mit folgendem Wortlaut zu erigänzen: 

„Die Verwaltungsbehörde muß auf diese 
Verpflichtung hin weisen , “ 

B e g r ü n d u n g 

Anpassung an § 16 des Gesetzes über 
das Verwaltungsverfahren der Kriegs- 
opferversorgung. Die Ergänzung ist auch 
im Hinblick auf die Bußgeldvorschrift 
des § 25 Abs. 1 Nr. 2 geboten. 

12. Zu § 21 

In Absatz 2 sind 

a) die Eingangsworte „Organe der“ zu 
streichen, 

b) vor dem Wort „Tatsachen“ die Worte 
„ihnen bekannten“ einzufügen. 

B e g r ü n d u n g z u a) und b) 

In den Sozialversicherungs ge setzen, ins- 
besondere in dem Selbstverwaltungsge- 
setz, ist mit hinreichender Deutlichkeit 
bestimmt, welche Stelle der Sozialver- 
sicherungsträger für die Erfüllung der 
diesen obliegenden Verpflichtungen zu- 
ständig ist. Die Festlegung der Zustän- 
digkeit der Organe (Vorstand und Ver- 
treterversammlung) kann nur zu Un- 
klarheiten führen. 

Die Ergänzung dient der Klarstellung 
und entspricht der in Absatz 3 für die 
Finanzbehörden vorgesehenen Regelung. 

13. Zu § 23 

Der zweite Halbsatz ist wie folgt neu 
zu fassen: 

„kann die zuständige oberste Laindesbe- 
hörde einen Ausgleich gewähren.“ 

Begründung 

Die vorgesehene Verwaltungskompetenz 
von Bundesstellen erscheint nicht not- 
wendig. Um eine einheitliche Verwal- 
tungspraxis zu erzielen, stehen den zu- 
iständigen Stellen des Bundes ausrei- 
chende Handhaben in Gestalt von All- 
gemeinen Verwaltufigsvorschirlften und 
erforderlichenfalls Einzelweisungen zu 
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Gebote. Unterlagen hierfür können 
durch die gegebene Berichtspflicht tder 
Länder unschwer gewonnen werden. Die 
Entscheidung über den Härteausgleich in 
Einzelfällen kann deshalb Landesbehör- 
den überlassen bleiben. 

14. Zu § 24 

§ 24 ist zu streichen. 

B e g r ü n id u n g 

Folge der Neufassung des § 17 Abs. 2. 

15. Zu § 27 

§ 27 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Erniächtijgung eines einzelnen Bun- 
desministers zum Erlaß von Verwal- 
tuiiigsvorschriften steht mit dem Wort- 
laut des Grundgesetzes nicht im Ein- 
klang. Eine allgemeine Ermäditigung er- 
scheint im Hinblick auf Artikel 85 
Abs. 2 GG überflüssig. 

16. Zu § 28 Nr. 1 

a) Dem neuen Absatz 6 des § 4 des 
Kindergeldergänzungsgesetzes ist fol- 
gender Satz 2 anzufügen; 

„Das gilt nicht, soweit Beamte, Rich- 
ter und Soldaten während der Dauer 
des Grundwehrdienstes oder einer 
Wehrübung Bezüge unter Anwen- 
dung ibe s oldungsrechtliche r V o r- 
schriften über Kinderzuschläge erhal- 
ten.“ 

Begründung 

Nach § 4 Abs. 6 des Kindergelder- 
gänzungsgesetzes entsteht für einen 
bisher von der Gewährunig des Kin- 
dergeldes ausgeschlossenen Personen- 
kreis während der Dauer des Grund- 
wehrdienstes oder einer Wehrübung 
ein Anspruch auf Kindergeld bei 
einem von den in § 3 Abs-; 1 Nr. 3 
KGEG genannten Trägern. Wehr- 
pflichtige, die Berufssoldaten oder 
Soldaten auf Zeit sind, erhalten nach 


§ 1 Abs. 2 des Entwurfs ihre Dienst- 
bezüge, somit auch Kinderzuschläge 
nach den Vorschriften des Besol- 
dungsrechts. Sie würden nach der 
Vorschrift des § 4 Abs. 6 KGEG da- 
neben während des Grundwehrdien- 
stes auch einen Anspruch auf Kinder- 
geld nach dem KGEG haben. Das 
gleiche gilt für Beamte und Richter 
während der Dauer einer Wehr- 
übunjg, da diese nach § 9 Abs. 1 des 
Entwurfs eines Arbeitsplatzschutz- 
gesetzes (BT-Drucksache 3117) einen 
Anspruch auf Dienst'bezüge für die 
Dauer einer Wehrübung haben. Eine 
derartige bevorzugte Behandlung 
dieser Personengruppe erscheint nicht 
gerechtfertigt. 

b) Der Bundesrat nimmt außerdem 
noch wie folgt Stellung: 

Es wird um Prüfung gebeten, oib die 
vorgesehene Kindergeldzahlung für 
die Dauer des Grundweihrdienstes 
oder einer Wehrübung sich nicht 
verwaltungsmäßig vereinfachen läßt, 
wenn diese Beträge als Leistungen 
nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 
selbst gewährt werden. 

17. Zu § 28 a 

Es ist folgender neuer § 28 a einzufügen: 

„§ 28 a 

Geltung im Saarland 
Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.“ 

B e ig r ü n d u n g 

Die Einführung des Gesetzes über die 
Sicherung des Unterhalts für Angehö- 
rige der zum Wehrdienst einberufenen 
W ehrpf Hchtigen (Unterhaltsisicherungs- 
gesetz) im Saarland entbehrt der Grund- 
lage, solange nicht auch die Wehrgesetze, 
die bisher im Saarland noch nicht gelten, 
einigeführt werden. Außerdem sind in 
dem Gesetzentwurf die besonderen saar- 
ländischen Verhältnisse (französische 
Währung) nicht berücksichtigt. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen und Empfehlungen des 
Bundesrates wie folgt Stellung; 

Den Änderungsvorschlägen unter Nr. 1, 3, 
5 bis 7, 8 b), 11, 12, 14 und 17 stimmt die 
Bundesregierung zu. Inwieweit den Empfeh- 
lungen unter Nr. 2, 9 und 16 b) Rechnung 
getragen werden kann, wird im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens ge- 
prüft werden. 

Zu den übrigen Vorschlägen wird folgendes 
bemerkt: 

Zu Nr. 4 (§ 7) 

Äuf Satz 1 des Äbsatzes 1 in der Fassung der 
Regierungsvorlage kann nicht verzichtet 
werden, weil die Äbgrenzung zu § 6 sonst 
nicht klar ist. 

Zu Nr. 8 a) (§ 17) 

Dem Vorschlag kann die Bundesregierung 
nicht zustimmen. 

Der Lastenverteilungsgrundsatz des Är- 
tikels 106 Abs. 4 Nr. 1 GG schreibt bindend 
vor, daß der Bund und die Länder geson- 
dert die Ausgaben zu tragen haben, die sich 
aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben er- 
geben, soweit Artikel 120 Abs. 1 GG dem 
nicht entgegensteht. Die lyostentragung für 
die persönlichen und sächlichen Verwaltungs- 
kosten, die bei der Durchführung von Bun- 
desgesetzen durch die Länder im Aufträge 
des Bundes erwachsen, hängt von der Frage 
ab, ob die verwaltungsmäßige Durchführung 
eine Aufgabe des Bundes oder der Länder ist. 
Grundsätzlich bleibt auch bei einer Bundes- 
auftragsverwaltung die verwaltungsmäßige 
Durchführung des Gesetzes eine den Län- 
dern obliegende Aufgabe. Diesem Grundsatz 


entspricht auch das Vierte Überleitungsgesetz 
vom 27. April 1955, durch das bis dahin be- 
stehende Regelungen über die Erstattung von 
Verwaltungskosten der Länder durch den 
Bund in den Fällen der Bundesauftragsver- 
waltung beseitigt worden sind. Als Aus- 
nahme wurde nur die in § 351 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes enthaltene Teilung der 
Verwaltungskosten bei den Lastenausgleichs- 
ämtern beibehalten, weil hier eine durch Ar- 
tikel 120 a GG besonders zugelassene ge- 
meinsame Verwaltungskompetenz des Bun- 
des und der Länder vorliegt. 

Der vom Bundesrat geltend gemachte Ge- 
sichtspunkt der finanziellen Zumutbarkeit 
kann bei der Kostenregelung nach dem 
Lastenverteilungsgrundsatz nicht berücksich- 
tigt werden. Er ist nach Artikel 106 Abs. 4 
und 5 GG allein bei der Entscheidung über 
die Bemessung des Beteiligungsverhältnisses 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
in Rechnung zu stellen. Die Entscheidung, ob 
und inwieweit den Gemeinden ein Ausgleich 
für die ihnen erwachsende Mehrbelastung zu 
gewähren ist, obliegt den Ländern im Rah- 
men ihrer Gesetzgebungskompetenz. 

Zu Nr. 10 (§ 19) 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag 
einer Streichung des zweiten Halbsatzes in 
§19 Abs. 1 Satz 1 nicht zu folgen. 

Bei der Bewilligung und insbesondere bei 
der Bemessung von Sonderleistungen nach 
§ 8 ist den mit der Durchführung des Ge- 
setzes beauftragten Behörden ein Ermes- 
sensspielraum eingeräumt, auf den im Hin- 
blick auf die Natur der Leistungen nicht ver- 
zichtet werden kann. Damit erhalten diese 
Stellen einen Einfluß auf die Gestaltung: der 
Sachkosten, mit dem sie an der Vollzugs- 
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Verantwortung beteiligt sind. Aus diesem 
Grunde erschien es gerechtfertigt, nach dem 
Lastenverteilungsgrundsatz insoweit eine Be- 
teiligung der das Gesetz durchführenden Be- 
hörden an den Sachk^osten vorzusehen. Im 
übrigen entspricht die Beteiligung des Ver- 
waltungsträgers mit einer Interessenquote 
einem bewährten finanzwirtschaftlichen 
Prinzip, welches das Gebot der Sparsamkeit 
mit der Einräumung eines wünschenswerten 
Ermessensspielraums verbindet. 

Der Umstand, daß sich die Interessenquote 
nur auf einen relativ geringen Teil der Ge- 
samtaufwendungen erstreckt, kann kein An- 
laß sein, auf diese sachlich gebotene finan- 
zielle Beteiligung zu verzichten. Sie führt 
auch zu keiner nennenswerten Verwaltungs- 
erschwerung. 

Zu Nr. 13 (§ 23) 

Die Bundesregierung kann dem Änderungs- 
vorschlag nur mit der Maßgabe zustimmen, 
daß der zweite Halbsatz wie folgt gefaßt 
wird: 

„kann die zuständige oberste Landesbehörde 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern und dem Bundesminister für Ver- 
teidigung einen Ausgleich gewähren.“ 

Bei der von der Bundesregierung vorge- 
schlagenen Regelung handelt es sich um die 
Festlegung eines haushaltswirtschaftlichen 
Einwirkungsrechts, das zur Sicherung der 
parlamentarischen Etatkontrolle erforderlich 
ist. Bewilligungen im Härteausgleich nach 
§ 23 sind Geldzahlungen zu Lasten des Bun- 
des. Wenn die Landesbehörden in Härtefäl- 
len über die gesetzlich normierten Fälle hin- 
aus kraft eigener Entscheidung Leistungen 
gewähren, so verfügen sie über Bundesmittel. 
Würden die Landesbehörden dabei nicht im 
Einvernehmen mit den zuständigen Bundes- 


ministern handeln, so würde das bedeuten, 
daß hinsichtlich der nach § 23 verausgabten 
Beträge eine Lücke in der parlamentarischen 
Etatkontrolle bestünde; denn die die Aus- 
gabe anordnende Landesbehörde wäre weder 
ihrem Landtage — der die verausgabten 
Mittel nicht bewilligt hat — noch dem Bun- 
destag — dessen Kontrolle sie nicht unter- 
steht — verantwortlich. Die Bundesregierung 
würde zwar die Etatverantwortung formell 
tragen, sie wäre jedoch infolge des Fehlens 
jeder Einwirkungsmöglichkeit auf die allein 
über die Verausgabung entscheidende Be- 
hörde außerstande, einer unsachgemäßen 
Maßnahme entgegenzuwirken. 

Zu Nr. 15 (§ 27) 

Dem Vorschlag, § 27 zu streichen, wird nicht 
zugestimmt. Es ist der Bundesregierung an 
der Klarstellung gelegen, daß im Rahmen 
des vorliegenden Gesetzes die in § 27 ge- 
nannten Ressortminister für den Erlaß der 
Verwaltungsvorschriften zuständig sind. Ver- 
fassungsrechtliche Bedenken stehen nach Auf- 
fassung der Bundesregierung nicht entgegen. 

Zu Nr. 16 a) (§ 28) 

Eine Ergänzung zur Klarstellung des Ab- 
satzes 6 des § 4 des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes erscheint notwendig. Die vorgeschla- 
gene Einfügung greift aus der Gruppe der in 
der vorgesehenen Regelung aufgezählten 
Empfänger von Kindergeld nur „Beamte, 
Richter und Soldaten“ heraus. Da der an- 
gesprochene Personenkreis dadurch nicht in 
vollem Umfange erfaßt wird, wird folgende 
Ergänzung des Absatzes 6 vorgeschlagen: 

wenn ihre Bezüge oder Leistungen, so- 
weit sie als Leistungen im Sinne der Kinder- 
geldgesetzgebung anerkannt sind, infolge der 
Einberufung in Wegfall kon/men.“ 
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